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vorhanden sind, insofern drei große Bezirke derselben der geistigen Verarbeitung 
der Sinneseindrücke, deren Verknüpfung und Scheidung dienen Die Bedeutung 
des Gehirns für die psychischen Erscheinungen wird so auf Grundlage exakter 
Untersuchungen festgestellt und gewissermaßen eine neue Phrenologie aufgebaut. 

Durch die in den Anmerkungen mitgeteilten Thatsachen und die beigegebenen 

erheben, sich zu einer kompendiösen Hirnlehre ausgestaltet zu haben.

Stammler, Dr. Rudolf, Professor an der Universität Halle a. S., 
Praktische Institutionenübungen für Anfänger zum akademischen 
Gebrauch und zum Selbststudium. Mit acht Figuren im Text 
und zwei Rechtskarten (Karte des im Deutschen Reiche geltenden 
Privatrechts und Karte der Gerichtsorganisation). 8. geb. in X 
Ganzleinen 5 c/M. X

  -r

Flechsig, Dr. Paul, a. ö. Professor der Psychiatrie an der Uni­
versität Leipzig, Die Grenzen geistiger Gesundheit und Krankheit. 
Rede, gehalten zur Feier des Geburtstages Sr. Majestät des Königs 
Albert von Sachsen am 23. April 1896. 8. geh. 1 c/K.

Die Rede beschäftigt sich mit gewissen Zust'inden, welche theils mit Recht, 
theils mit Unrecht zu den geistigen Störungen gerechnet werden, insbesondere 
mit der Trunkenheit, dem Quärulantenwahn, mit dem gewohnheitsmäßigen Ver- 
brecherthum und mit dem Genie. Es werden die Grenzen schärfer gezogen, die 
allgemeinen Prinzipien, welche die Psychiatrie anzuwenden hat, um auf geistigem 
Gebiete Gesundheit und Krankheit zu unterscheiden, dargelegt und auf dieser 
Grundlage werden fundamentale Irrthümer in den Lehren Lombroso’s nachgewiesen
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| Flechsig, Dr. Paul, o. ö. Professor der Psychiatrie an der Uni- I 
versität Leipzig, Gehirn und Seele. Rede, gehalten am 31. Oktober t 
1894 in der Universitätskirche zu Leipzig. Zweite, verbesserte, * 
mit Anmerkungen und fünf Tafeln versehene Ausgabe. Erster 
und zweiter unveränderter Abdruck. Roy. 8. geh. 5 e<.

Der Verfasser führt den Nachweis, daß durch die heueren Forschungen über 
Organe des Gehirns die Möglichkeit geschaffen ist, das Zustandekommen der 

" ' ”  " Er weist ferner
die
seelischen Erscheinungen in ihrer Mannigfaltigkeit zu erfassen.
nach, daß für Sinnlichkeit und Verstand besondere Regionen an der Hirnoberfläche

der Sinneseindrücke, deren Verknüpfung und Scheidung dienen Die Bedeutung

Untersuchungen festgestellt und gewissermaßen eine neue Phrenologie aufgebaut. 
Durch die in den Anmerkungen mitgeteilten Thatsachen und die beigegebenen 

X farbigen Tafeln nach mikroskopischen Präparaten darf die Rede fast den Anspruch
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I. Reichsrecht.

1. Ist der Schiffer außerhalb des Heimathafens allgemein befugt, 
einen von feinem Rheder abgeschlossenen Frachtvertrag zum Nachteile 

des Rheders abzuLndern?
H.G.B. Artt. 496. 502.

L Civilfenat. Urt. v. 16. Februar 1895 i. S. H. C. & Co. (Kl.) 
w. S. & S. (Bell.) Rep. I. 32/95.

I. Landgericht Siel.
II. Oberlandeigericht daselbst.

Die Klägerin hat in London den Dampfer der Beklagten Gl. 
für den Transport einer Ladung Kohlen vom Tyne nach Kiel 
gechartert. Am 7. September 1892 wurde mit der Löschung der 
Ladung begonnen. Nachdem der Klägerin etwa zwei Drittel der 
Kohlen ausgeliefert waren, stellte der Kapitän C. am 9. September 
die weitere Löschung ein, weil die Klägerin sich weigerte, alsbald 
nach Verhältnis des ausgelieferten Teiles der Ladung Fracht zu 
zahlen, und ließ, nachdem die Verhandlungen über die Frachtzahlung 
kein Ergebnis gehabt hatten, der Klägerin durch einstweilige Ver­
fügung jede Disposition über die ausgelieferten Kohlen untersagen, 
den noch in dem Dampfer befindlichen Rest der Ladung 'aber in von 
ihm gemietete Leichter löschen. Am 7. November 1892 ließ die Be­
klagte die in den Leichtern befindlichen Kohlen öffentlich versteigern. 

Die Klägerin fordert Ersatz drS ihr durch Nichtauslieferung eines 
Teiles der Ladung und die Erwirkung der einstweiligen Verfügung 

«.». 9t.e. emid). m «teuf, xxxvl 1
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entstandenen Schadens, von welcher Forderung sie den noch schuldigen 
Teil der Fracht in Abzug bringt. Die Beklagte verlangt Abweisung 
der Klage und fordert widerklagend den Rest der Fracht, Erstattung 
der durch die Miete der Leichter entstandenen Unkosten und Liege­
gelder, abzüglich des Erlöses der versteigerten Kohlen. 

In erster Instanz sind sowohl die Klageforderungen wie die 
Forderungen der Widerklägerin nur zum Teil für begründet erachtet 
und eS ist die Beklagte zur Zahlung des sich zu Gunsten der Klägerin 
ergebenden Überschußbetrages verurteilt worden. In der Berufungs­

instanz ist dagegen auf Grund zum Teil abweichender Beurteilung 
einzelner Forderungen beider Parteien die Klägerin zur Zahlung eines 
sich für die Beklagte ergebenden Mehrbetrages verurteilt worden. Die 
Revision der Klägerin und die Anschließung der Beklagten sind zurück­
gewiesen, bezüglich der obigen Frage auS folgenden 

Gründen:
„Für die Entscheidung der einzelnen Stteitpunkte kommt in erster 

Linie in Frage, ob der Kapitän C. als Bertteter der Beklagten be- 
rechttgt war, zur Sicherung der Fracht einen Teil der Ladung zurück- 
zubehatten und die bereits ausgelieferten Kohlen als Pfand in Be­
schlag zu nehmen. 

In dieser Beziehung waltet zunächst kein Bedenken ob, daß, wie 
beide Vorderrichter übereinstimmend angenommen haben, weder in der 
Chartepartte noch in dem Konnoflement eine Bestimmung enthalten 
iftr auS welcher die Klägerin den Anspruch auf Auslieferung der 
ganzen Ladung vor Zahlung der Fracht herleiten könnte. Sowohl 
die Klausel der Chartepartie: „the freight to be paid on unloading 
and right delivery of the cargo“, als auch die Bestimmung des 
Konnossementes, daß der Schiffer zur Auslieferung der Ladung ver­
pflichtet fei. . . they paying freight for the same. . . besagen nichts 
anderes, als der Art. 615 Abs. 2 H.G.B.: „ der Verfrachter hat 
die Güter gegen Zahlung der Fracht... auszuliefern." Hiergegen 
hat auch die Revision einen Angriff nicht gerichtet. Die Klägerin 
stützt aber ihr auf Vorleistung der Beklagten gerichtetes Verlangen 
ferner auf eine angeblich mit dem Schiffer E. getroffene Vereinbarung 
des Inhaltes, daß die Fracht erst nach völliger Auslieferung der 
Ladung, und zwar durch Rimefle an die Beklagte selbst, beglichen 
werden sollte. Beide Jnstanzrichter erachten eine solche Vereinbarung,
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falls sie stattgefunden haben sollte, der Beklagten gegenüber für un­
wirksam, weil sie dem Inhalte der Ehartepartie zuwiderlaufen würde, 
der Schiffer aber zu deren Abänderung ohne besondere Gründe nicht 
befugt sei. 

Hiergegen sucht die Revision-klägerin geltend zu machen, daß der 
Schiffer, der nach Art. 496 Abs. 2 H.G.B. zur Eingehung von 
Frachtverträgen berechtigt sei, auch befugt sein muffe, geschlossene 
Frachtverträge abzuändern, ja daß er sogar durch die Umstände zu 
solchen Abänderungen gezwungen werden könne. Soweit diese Aus­
führung dahin führen soll, die Befugnis de- Schiffers zur Abände­
rung des Frachtvertrages im vorliegenden Falle darzuthun, ist sie 
nicht begründet. Der Art. 496 ermächtigt den Schiffer, außerhalb 
des Heimathafens für den Rheder alle Geschäfte und Rechtshand­
lungen vorzunehmm, welche die Ausrüstung, Bemannung, Berprovian- 
üerung und Erhaltung des Schiffe-, sowie überhaupt die Ausführung 
der Reife mit sich bringen. Diese Befugnis des Schiffers soll 
sich auch auf die Eingehung von Frachtverträgen erstrecken. Nnn 
ergeben zwar die Materialien zum Handelsgesetzbuche, daß nach der 
Absicht der Kommission al- solche Geschäfte, welche der Betrieb der 
Schiffahrt „mit sich bringt", nicht bloß die notwendigen, unabweiS- 
lichen Geschäfte, sondern alle bei der Seeschiffahrt regelmäßig vor­
kommende Geschäfte angesehen werden sollten,

vgl. Protokolle S. 1881.1896. 3767, 
und diese Auffassung de- Gesetzes ist auch in der Rechtsprechung 

anerkannt worden.
Vgl. Entsch. deS R.G.'S in Civils. Bd. 13 S. 81. 

Daraus folgt jedoch nicht, daß der Schiffer auch zur Abänderung 
eines von seinem Rheder abgeschlosienen Frachtvertrages allgemein 
als befugt gelten müffe. Daß Fälle vorkommen können, in denen 
der Schiffer sich mit Recht für ermächtigt halten darf, einen be­
stehenden Frachtvertrag zum Nachteile de- Rheders abzuändern, z. B. 
wenn die Erhaltung deS Schiffes oder der Abschluß eine- neuen 
vorteilhaften Frachtvertrages davon abhängt, ist zuzugeben. Allein 
derartige Fälle werden stet- auf besonderen äußeren Umständen be­
ruhen, welche auch dem dritten Konttahenten erkennbar sind. Da­
gegen ist eine Ermächtigung deS Schiffers zu einer dem Rheder nach­
teiligen Abänderung des FrachtverttageS da nicht anzuerknnen, wo 
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es an jedem Grunde für eine solche Abänderung mangelt, wo also 
auch ein Zusammenhang zwischen derselben und dem Schiffahrts­
betriebe nicht ersichtlich ist, und der dritte Konttahent deshalb eine 
Ermächtigung des Schiffers zu der dem Interesse des Rheders zu­
widerlaufenden Rechtshandlung nicht annehmen kann.

Vgl. Lewis, Seehandelsrecht Bd. 1 S. 135; Urteil des Ober- 
appellattonsgerichts Lübeck vom 21. Februar 1857 bei Seuffert, 
Bd. 12 Nr. 292. 

Ein solcher Fall aber liegt hier vor; denn die behauptete Abänderung 
des Frachtvertrages soll in dem Verzichte auf das wichtigste, dem 
Verfrachter zum Schutze seiner Frachtforderung gegebene Recht be­
standen haben, ohne daß irgendwie eine für den Schiffahrtsbetrieb 
des Rheders förderliche Gegenleistung des Empfängers der Ladung 
ersichtlich wäre. Zu einer solchen die Rechte des Rheders im höchsten 
Maße beeinträchtigenden Rechtshandlung durste die Klägerin den 
Schiffer nicht für ermächtigt hatten und kann deshalb der Beklagten 
gegenüber keine Rechte daraus herleiten." ...

2. Klage des Konkursverwalters auf Löschung einer Vormerkung, 
die vor Ausbruch des KookurfrS von einem Gläubiger zur Sicherung 
seines AufechtungSausprucheS gegen den AvfechtuugSgeguer i« Wege 
des Arrestes auf dem durch das auzufechteude Rechtsgeschäft veräußerten 

Grundstücke erwirkt ist.
K.O. § 29.

VI. Civilsenat. Urt. v. 17.Ottober 1895 i. S. C. Konkursmasse (Kl.) 
w. B. u. Gen. (Bekl.) Rep. VI. 180/95.

I. Landgericht Neiße.
II. Oberlandeigericht Breslau.

AuS dm Gründen: 
„Der Schwarzviehhändler Mchael C. zu O. verkaufte am 2. Januar 

1892 seine Grundstücke Nr. 2 Dominial und Nr. 11 und ant seiner 
Ehefrau die beiden gemeinschaftlich gehörenden Grundstücke Rr. 99
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und 144 .. . an seinen Sohn Melchior C. und dessen Ehefrau. Auf­
lassung fand am 9. Januar, die Eintragung der Käufer als Eigen­
tümer in das Grundbuch am 14. Januar 1892 statt. Am 31. Januar 
1892 stellte Michael C. einer größeren Zahl angeblicher Darlehns- 
gläubiger, darunter den Beklagten, vollstreckbare Urkunden (§ 702 
Biff. 5 C.P.O.) über deren Forderungen aus, in denen je der 1. Fe­
bruar 1892 mittags 12 Uhr als Verfallzeit bezeichnet wurde. Dies 
geschah, um den Gläubigern für die von ihnen beabsichtigte Anfechtung 
des Verkaufes und der Auflassung die nach dem Reichsgesetze, be­
treffend die Anfechtung von Rechtshandlungen außerhalb des Kon­
kursverfahrens, vom 21. Juli 1879 (§ 2) nötige Grundlage zu ver­
schaffen. In weiterer Verfolgung dieser Absicht, um nämlich die 
Fruchtlosigkeit der Zwangsvollstreckung zu konstatieren, wie Beklagte 
selbst angeben, hat sodann der Beklagte G. wegen seiner Fordemng 
von 2000 am 2. Februar einen Zwangsvollstreckungsversuch bei 
Michael C. vornehmen lassen, welcher fruchtlos blieb. Daraufhin 
vereinigten sich die Beklagten zu einem Arrestgesuche gegen die Melchior- 
C.'scheu Eheleute, welches sie am 3. Februar... bei dem Amts­
gerichte Neustadt O.S. anbrachten. Darin ist unter Berufung auf 
die durch die vollstreckbaren Urkunden festgestellten Forderungen und 
auf den fruchtlosen Pfändungsversuch vorgetragen: es liegen die Vor­
aussetzungen zur Anfechtung von Rechtshandlungen, nämlich des 
Verkaufes und der Auflassung der Grundstücke ihres Schuldners an 
die Arrestbeklagten, (und zwar nach § 3 Ziff. 2 des Anfechtungs­
gesetzes) vor; der Schuldner Michael C. habe, gedrängt von Gläu­
bigern und auf Anraten der Arrestbeklagten selbst, die Grundstücke 
Nr. 2 und 11 und sein Miteigentum an den Grundstücken Nr. 99 
und 144, um sie dem Zugriffe seiner Gläubiger zu entziehen, an die 
Arrestbeklagten veräußert. Damit sei das einzige Befriedigungsobjekt 
den Gläubigern entzogen. Die Wirkung der Anfechtung sei, däß die 
Arrestbeklagten die ZwangSvollstteckung in die gekauften Grundstücke 
wegen der Forderungen der anfechtenden Gläubiger gegen Michael C. 
dulden müßten; sie müßten sich also auch die zwangsweise Eintragung 
der Forderung des Gläubigers gefallen lassen. Wegen der. nahe­
liegenden Gefahr, daß die Durchführung des Rechtes der Gläubiger 
auf Befriedigung aus den Grundstücken durch Veräußerung oder 
Belastung der Grundstücke seitens der Melchior-C.'schen Eheleute ver-



ß 2. K.O 8 29

ciktt oder erschwert würde, werde beantragt, im Wege des Arrestel 
die Eintragung einer Vormerkung je in Höhe der anfechtung-weise 
gegen die Arrestbeklagten geltend gemachten Darlehnsforderungen der 
Beklagten nebst Zinsen und eines bestimmten Kostenpauschquantums 
des Anfechtungsprozesses auf den früher dem Michael C. allein ge­
hörigen Grundstücken und auf dem früheren Miteigentume desselbeu 
(an Nr. 99 und 141) anzuordnen. Diesem Anträge entsprechend erließ 
das Amtsgericht am 3. Februar einen Arrestbefehl gegen die Melchior 
und Marie C.'scheu Eheleute, in welchem der dingliche Arrest, und 
zwar durch Eintragung einer Vormerkung in Höhe der anfechtungs­
weise gegen „die Schuldner" geltend gemachten Darlehnsforderung 
der Arrestgläubiger an Michael C. sowie der Zinsen und des Kosten­
pauschquantums des Anfechtungsprozesses, auf den fraglichen . . . 
Grundstücken angeordnet wurde. Die Eintragung der Vormerkungen 
im Grundbuche erfolgte am 6. Februar 1892 (in der dritten Ab­
teilung, Rubrik „Hypotheken und Grundschulden") mit dem Wortlaute: 
,,a).. . Mark anfechtungsweise geltend gemachte Darlehnsforderung 
nebst 5 Prozent Zinsen von ... an, b)... Mark Kostenpauschquantum, 
vorgemerkt zur Erhaltung des Vorrechtes einer Hypothek für den 
(Name deS Gläubigers) auS dem Arrestbefehl vom 3. am 6. Februar 
1892 auf dem Eigentum, bezw. Miteigentum deS Auszüglers 
Michael C. an Bl. 2 Dom., 11, 99 und 141 O." Am 26. Februar 
1892 wurde über das Vermögen deS Michael C. das Konkursver­
fahren eröffnet. Der Aufforderung des Konkursverwalters, die der 
Anfechtung unterliegende Veräußerung der Grundstücke... rückgängig 
zu machen, entsprachen die Melchior-C.'schen Eheleute freiwillig. Die 
Rückauflassung fand am 23. April, die Wiedereintragung des Michael 
C. als Eigentümers, bezw. Miteigentümers in das Grundbuch am 
26. April 1892 statt. Die Beklagten gingen dagegen auf das Ver­
langen des Konkursverwalters, in die Löschung der erwähnten Vor­
merkungen zu willigen, nicht ein, weshalb er gegen sie Klage erhoben 
hat mit dem Anträge, die Beklagten zu verurteilen, in die Löschung 
der fraglichen (im einzelnen bezeichneten) Vormerkungen zu willigen. 
DaS Landgericht hat die Beklagten nach dem Klagantrage verurteilt, 
indem eS die Klage lediglich als Anfechtungsklage aus § 23 K.O. 
beurteilte und die Anfechtung nach § 23 Ziff. 2 als begründet erachtete. 
Auf Berufung der Beklagten erkannte da- Oberlandesgericht auf den
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von jedem der Beklagten zu leistenden Eid, eS sei nicht wahr, daß er 
zur Zeit der Eintragung der angefochtenen Vormerkung (am 6. Fe­
bruar 1892) davon, daß Michael C. damals seine Zahlungen ein­
gestellt oder die Absicht gehabt habe, ihn vor den übrigen Gläubigern 
zu begünstigen, Kenntnis gehabt habe; als Folge der Leistung oder 
Verweigerung des Eides ist die Klagabweisung gegen den betreffenden 
Beklagten, bezw. seine klagegemäße Verurteilung ausgesprochen.

In der Berufungsinstanz haben die Beklagten unter anderem 
geltend gemacht: bei Erlaß des Arrestbefehles vom 3. Februar 1892 
habe eS sich gar nicht um Sicherung der Zwangsvollstreckung in das 
Vermögen ihres Schuldners Michael C., sondern um Sicherung ihre- 
Anfechtungsanspruches gegenüber deffen Kindern gehandelt, sodaß 
prozeffual nicht die Arrestanlegung, sondern die Erlassung einer einst- 
weiligm Verfügung am Platze gewesen wäre; gerade um ihr An­
fechtungsrecht glaubhaft zu machen (§ 2 des Anfechtungsgesetzes), nicht 
zur zwangsweisen Erzielung der Zahlung durch Michael C. sei ja 
auch die Ausstellung der vollstreckbaren Urkunden vom 31. Januar 
1892 ins Werk gesetzt worden. Die Vorschrift deS § 23 Ziff. 2 K.O. 
stehe ihnen nicht entgegen, weil ihnen auf Sicherung ihres Anfechtungs­
rechtes — und nur solche hätten sie durch die Eintragung erlangt — 
ein Recht zugestanden habe. Kläger hob darauf in erster Linie hervor, 
die Beklagten seien schon deshalb in die Löschung der fraglichen Vor­
merkungen zu willigen verbunden, weil letztere, wie sie selbst sagen, 
nur den Schutz ihres Rechtes auf Anfechtung des Kaufvertrages 
zwischen Michael C. und den Melchior -C.'schen Eheleuten bezweckten, 
dieses Anfechtungsrecht auszuüben nach Eröffnung des Konkurses aber 
allein der Konkursverwalter befugt sei, solches auch schon von ihm 
mit Erfolg geltend gemacht und infolgedessen die Rückgewähr der 
Grundstücke an Michael C., bezw. dessen Konkursmasse geschehen, 
damit aber jeder weitere Anfechtungsanspruch der Beklagten gegen­
standslos geworden sei. Möchten aber die Vormerkungen als 
Sicherung der DarlehnSforderungen der Beklagten zu betrachten sein, 
so stehe ihre Anfechtbarkeit nach §§ 23. 33 Ziff. 1 K.O. außer Zweifel. 
DaS Berufungsgericht führt hierzu auS: wie auS den Grundakten 
hervorgehe, enthalten die angefochtmen Grundbucheintragungen nichts 
von der Sicherung eines Anfechtungsrechtes der Beklagten bezüglich 
der Auflassung der ftaglichen Grundstücke seitens deS Michael C. an
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die Melchior- C.'schen Eheleute; dieselben hätten vielmehr nach Wort­
laut und Fassung die Erhaltung des Borrechtes in betreff der künftig 
für die Beklagten wegen ihrer dem Michael C. gegenüber beanspruchten 
Darlehnsforderungen im Wege der Zwangsvollstreckung einzu­
tragenden Hypotheken mittels arrestatorischer Vormerkungen zupr Gegen­
stände und Zwecke. Sei aber hiervon, so lange sie mit diesem Inhalte 
bestehen, auszugehen, auch wenn die eigene Auffassung der Be­
klagten eine abweichende sei, so könne auf Grund der letzteren allein 
ihr Widerspruchsrecht gegen die verlangte Löschungsbewilligung vom 
Kläger umsoweniger beanstandet werden, als die dingliche Wirkung 
jener Vormerkungen den Beklagten auch nach der Konkurseröffnung 
dem Konkursverwalter gegenüber ein Absonderungsrecht sichere. Für 
die Entscheidung könne es sich sonach nur darum handeln, ob die 
fraglichen Vormerkungen der Anfechtbarkeit und deshalb der Löschung 
unterliegen. In der Folge beurteilt auch das Berufungsgericht die 
Frage der Anfechtbarkeit lediglich aus § 23 Ziff. 2 K.O. und gelangt 
in Würdigung des Ergebnisses der stattgehabten Beweisaufnahme zu 
der Ansicht, daß den Beklagten behufs Widerlegung der dort auf­
gestellten Vermutung noch der Eid nachzulassen sei (§ 437 C.P.O.). 

Revisionskläger erhebt hiergegen den Angriff: das Berufungs­
gericht habe nicht die gesamte festgestellte Sachlage geprüft; nach der­
selben hätten die Beklagten überhaupt nichts anderes bezwecken können, 
als die Sicherung ihres Anfechtungsanspruches gegen die Melchior 
C.'schen Eheleute, und sie hätten durch den Arrestbefehl und die 
demgemäß eingetragene Vormerkung auch nichts weiter erreicht. Nach 
§ 13 Abs. 1 des Anfechtungsgesetzes habe nunmehr der Konkursver­
walter in die hierdurch geschaffene Rechtslage einzutreten und müsse 
demgemäß die Löschung der gegenstandslos gewordenen Vormerkungen 
verlangen können; Beklagte hätten weiter nichts mehr damit zu thun 
und an Aufrechterhaltung der Vormerkungen kein Jnteresie. 

Bei Würdigung dieses Angriffes kann mit dem Berufungsgerichte 
davon ausgegangen werden, daß ein Grundbucheintrag nach seiner 
Bedeutung und Wirkung jedenfalls zunächst aus seinem Inhalte zu 
beurteilen ist. Dies erheischt die Sicherheit des GrundbuchsverkehreS. 
Damit ist aber für die Erfassung der Bedeutung eines Eintrages 
nicht jede Auslegung ausgeschlossen, und bei solcher ist man auch 
nicht auf die eigentlichen Grundbuchakten beschränkt. Im vorliegenden



Falle steht fest, daß die Beklagten auf Grund des gegen die Melchior- 
C.'schen Eheleute ausgebrachten Arrestbefehles die fraglichen Vor­
merkungen zur Höhe eines zu sichernden Geldbetrages erwirkt haben 
(§ 10 des preußischen Gesetzes, betreffend die Zwangsvollstreckung in 
das unbewegliche Vermögen, vom 13. Juli 1883). Fraglich ist nach 
der Auffassung des Berufungsgerichtes, ob der Arrest und die Vor­
merkungen die Sicherung der Beklagten wegen ihrer angeblichen Dar- 
lehnsforderungen gegen Michael C. oder vielmehr wegen ihres An­
fechtungsanspruches gegen die Melchior-C.'schen Eheleute bezweckten, 
und ob das eine oder das andere in den Gruvdbucheinträgen Aus­
druck findet. Das Berufungsgericht hält sich lediglich an den Wort­
laut der Einträge und diesen für ganz klar. Es übersieht aber hierbei 
erhebliche Umstände, welche bei Beantwortung jener Frage gewürdigt 
werden müssen, oder faßt sie falsch auf. Schon an sich weist der 
Wortlaut der Einträge darauf hin, daß die Vormerkungen nicht die 
Sicherung der DarlehnSforderungen gegen Michael C., sondern die 
Sicherung des Anfechtungsanspruches der Beklagten gegen die Melchior- 
C.'schen Eheleute zum Zwecke und Gegenstände hatten. Allerdings 
ist in den Vormerkungen unter anderem gesagt, „vorgemerkt zur Er­
haltung des Vorrechtes einer Hypothek für den..Allein ein­
getragen find 2000, 1500 rc oft anfechtungsweise (gegen die 
Melchior - C.'schen Eheleute) geltend gemachte DarlehnSforderungen 
und je ein gewisses Kostenpauschquantum. Hieraus ist, wie es nach 
damaliger Lage der Sache auch gar nicht anders denkbar war, da ja 
die Melchior - C.'schen Eheleute die eingetragenen Eigentümer der 
Grundstücke, nicht die Darlehnsschuldner waren, und die Beklagten 
eben nur mittels der Anfechtung des Kaufvertrages und der Auf- 
laffung diese Grundstücke zur Zwangsvollstreckung heranziehen konnten 
und zweifellos auf diesem Wege heranziehen wollten, zu entnehmen, 
daß die Eintragungen erfolgten zur Sicherung desjenigen Anspruches, 
welchen allein die Beklagten gegen die Melchior - C.'schen Eheleute 
hatten, nämlich des Anfechtungsanspruches. Freilich ist hiermit auch 
mittelbar als Ziel der Sicherung die Zwangsvollstreckung wegen der 
DarlehnSforderungen bezeichnet, aber, worauf es ankommt, als 
zu sichernder Anspruch ebenjener Anfechtungsanspruch. Dem 
entspricht nur (gemäß § 7 Abs. 1 des Anfechtungsgesetzes vom 21. Juli 
1879), daß — abgesehen von dem Kostenpauschquantum — die Höhe
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des zu sichernden Geldbetrages nach der Höhe der DarlehnSforderungen 
und der angeblich hieraus geschuldeten Zinsen bemessen wurde, und 
eS kann hiernach weiter schon auS dem Einträge selbst entnommen 
werden, daß mit dem Kostenpauschquantum nur die Kosten des gegen 
die Melchior - C.'schen Eheleute zu führenden Anfechtungsprozesses 
gemeint sind. Zur Eintragung eines Kostenpauschquantums wegen 
eines gegen den DarlehnSschuldner zu führenden Prozesses lag über­
dies gar kein Anlaß vor, nachdem dieser kurz zuvor freiwillig den 
Beklagten wegen ihrer DarlehnSforderungen vollstreckbare Urkunden 
erteilt hatte. Zuzugeben ist, daß bei dieser Sachlage als das richtige 
Mittel zur Sicherung der Beklagten die Erwirkung einer einstweiligen 
Verfügung und deren Eintragung in das Grundbuch erscheinen mochte. 
Allein daraus, daß die Beklagten den Weg des Arrestverfahrens be­
traten, und die Behörden ihnen hierin folgten, kann nicht geschlossen 
werden, daß Gegenstand der Sicherung die Darlehnsfordernng der 
Beklagten gegen Michael C. in dem vom Berufungsgerichte entwickelten 
Sinne gewesen sei. Jeder Zweifel daran, daß als der zu sichernde 
Anspruch auch nach dem Inhalte der Vormerkungen der den Beklagten 
nach ihrer Meinung gegen die Melchior-C.'schen Eheleute zustehende 
Anfechtungsanspruch anzusehm ist, wird aber ausgeschlossen durch die 
von dem Berufungsgerichte nicht gewürdigten Grundlagm der Vor­
merkungen, das Arrestgesuch und den Arrestbefehl, sowie durch die 
Angaben, welche die Parteien in dem Rechtsstreite in dieser Beziehung 
gemacht haben. Zunächst ergiebt schon der Inhalt des Arrestgesuches, 
daß die Beklagten nichts anderes bezweckten, als die Realisierung de» 
AnfechtungSansprucheS, vermöge dessen sie von den Melchior-C.'schen 
Eheleuten die Duldung der Zwangsvollstreckung in die fraglichen 
Grundstücke (also eine Jndividualleistung) begehrten, zu sichern. Ebenso 
bezeichnet der Arrestbefehl deutlich diesen Anfechtungsanspruch als 
Gegenstand der Sicherung. Klar ist dies hier wie dort auch dadurch 
ausgesprochen, daß daS Kostenpauschquantum als daSjmige des An­
fechtungsprozesses bezeichnet ist. Bor allem aber sind die Parteien 
vollständig einig darüber, daß der Arrestbefehl und die auf Grund 
desselben eingetragenen Vormerkungen lediglich die Sicherung deS 
Anfechtungsanspruche» der Beklagten bezweckten, und die Beklagten 
gerade haben erklärt, daß, wie schon ihr Vorgehen gegen ihren Schuldner 
Michael E. nur zur Vorbereitung der Anfechtung der Übertragung
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der Grundstücke auf die Melchior-C.'schen Eheleute, so der gegen 
letztere auSgebrachte Arrestbefehl und die Bormerkungm einzig zur 
Sicherung deS Anfechtungsanspruches gedient haben, und daß sie auch 
durch die Vormerkungen nur die Sicherung dieses Anspruches erreicht 
haben. Insoweit handelt es sich nicht, wie das Berufungsgericht 
anznnehmen scheint, um eine bloße nicht zutreffende Auffassung der 
Beklagten von der Bedeutung der Vormerkungen, sondern um that­
sächliche Erklärungen der Beklagten, welche als solche von besonderer 
Wichtigkeit sind.

Nach alledem liegt klar vor, daß Gegenstand der Vormerkungen 
und der durch sie bezweckten Sicherung der Anfechtungsanspruch der 
Beklagten gegen die Melchior-C.'schm Eheleute ist, und eS ist dem­
gemäß auch das Verlangen des Konkursverwalters, daß die Beklagten 
die Löschung der Vormerkungen bewilligen, begründet. Dieses Ver­
langen kann zwar nicht auf § 13 Abs. 1 deS Anfechtungsgesetzes ge­
stützt werden.. denn in dieser Vorschrift ist ein im Prozeßwege 
erhobener Anfechtungsanspruch vorausgesetzt, und die Beklagten haben 
die Anfechtungsklage gegen die Melchior-C'schm Eheleute nicht er« 
hobm. Mit Recht hat aber der klagende Konkursverwalter geltend 
gemacht, daß ihm (nach Ausbruch deS Konkurses) da- Anfechtungs­
recht allein zustehe, und er dasselbe schon mit Erfolg auSgeübt habe. 
DaS Anfechtungsrecht der einzelnen Gläubiger wird gemäß § 29 K.O. 
in Beziehung auf einen zur KonkurSmaffe gehörigen oder zu ziehenden 
Gegenstand während der Dauer deS Konkursverfahrens durch das 
dem Konkursverwalter allein zustehende und von ihm im Jntereffe 
der Konkursgläubiger auSzuübmde Anfechtungsrecht absorbiert. Die 
Melchior-C.'schen Eheleute haben auf die Anfechtung-erklärung des 
Konkursverwalter- die Grundstücke ohne weiteres auf den Kridar 
zurückübertragen, und der Konkursverwalter hat sie behufs der Ver­
wertung zur KonkurSmaffe gezogen. Nach den Feststellungen im 
Thatbestände erster Instanz besteht kein Zweifel darüber, daß der 
Erlös aus den Grundstücken zur Beftiedigung der Konkursgläubiger 
vollständig aufgebraucht wird. Der Verwertung stehen die von den 
Beklagten erwirkten Bormerkungm entgegen. Diese haben nach dem 
AuSgeführtm dm Rechtsgmnd wie dm Gegmstand, als welcher der 
Anfechtungsanspruch der Beklagtm anzusehm ist, verloren. Der Kon­
kursverwalter muß hiernach gegmüber dem Widerspmche der Beklagten



12 2. K.O. 8 2».

(negatorisch) auf die Löschung klagen können. Die Beklagten habm 
auch zur Begründuug ihres Widerspruches nicht- weitere- vorzubringm 
gewußt. Sie wollen eben da- Bestehen der Vormerkungen benutzen, 
um auf Grilnd derselben ein ihnen nicht zustehendes AbsonderungS- 
recht wegen ihrer Darlehnsforderungen zu beanspruchen. Dem Ver­
langen des Konkursverwalters steht auch der Umstand nicht entgegen, 
daß der Arrestbeschluß, auf Grund dessen die Eintragung der Vor­
merkungen erfolgte, von dem Konkursverwalter mit der Klage nicht 
gleichzeitig angegriffen ist, der Beschluß also formell zu Recht besteht. 
Denn dieser Beschluß erging antraggemäß lediglich zur Sicherung des 
Anfechtungsanspruches der Beklagten und ist mit dem Wegfalle dieses 
Anspruches gleichfalls gegenstandslos geworden.

Fraglich konnte nur erscheinen, ob der Kläger den Anspruch auf 
Löschung auf die in vorstehendem gewürdigte Weise schon in erster 
Instanz begründet hat, ob also nicht in seinem Vorbringen zweiter 
Instanz, welches diese Begründung klar enthält, eine (unzulässige) 
Klagänderung liegt. Diese Frage ist jedenfalls zu verneinen. Der 
Klagantrag ist gerichtet auf Löschungsbewilligung, und das thatsäch­
liche Material, welches nach dem vorstehenden diesen Antrag als ge­
rechtfertigt erscheinen läßt, wurde von dem Konkursverwalter im 
wesentlichen schon in erster Instanz vorgetragen und dem Gerichte zur 
Prüfung unterbreitet, wobei Kläger nur den Gesichtspunkt der An­
fechtung in den Vordergrund gestellt hat. In zweiter Instanz hat 
er sodann lediglich, nachdem die Sach- und Rechtslage durch den 
Inhalt der von dem Berufungsgerichte eingeforderten Arrest- und 
Grundbuchakten und die entsprechenden Erklärungen der Beklagten 
weitere Beleuchtung erhalten hatte, unter Festhaltung der Anfechtungs­
klage in erster Linie denjenigen rechtlichen Gesichtspunkt betont, 
welcher, wie gezeigt, seinen Löschungsanspruch ohne weiteres als be- 
rechttgt erscheinen läßt. Es liegt also eine Verschiebung der Klag- 
und Angriffsgründe, nicht eine Klagänderung vor.

Kein Zweifel besteht, daß die Zuständigkeit de- Landgerichtes 
zur Entscheidung über die (negatorische) Löschungsklage auch nach 
§ 25 C.P.O. begründet ist.

DaS angefochtene Urteil mußte demnach aufgehoben, und in der 
Sache selbst sofort (§ 528 Abs. 3 Ziff. 1 C.P.O.) erkannt, und zwar 
die Berufung der Beklagten gegen das sie unbedingt zur Löschung--
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Bewilligung verurteilende Erkenntnis erster Instanz zurückgewiesen 
worden. Hiermit erübrigt sich eine Erörterung über die Entscheidung 
deS Berufungsgerichtes in betreff der Anfechtungsklage und über die 
in dieser Richtung erhobenen Revisionsangriffe." ...

3. Was ist „unter Versehen einer Rechnung mit dem Namen eine­
anderen" im Sinne de- § 14 des Reichsgesetzes vom 12. März 1894 

zum Schutze der Warenbezeichnung zu verstehen?
H.G.B. Art. 27. 

Reichsgesetz vom 30. November 1874 13. 14.

I. Civilsenat. Urt. v. 19. Oktober 1895 i. S. I. ten D. (Kl.) w. 
Firma K. (Bell.) Rep. 1.190/95.

I. Landgericht Aurich.
II. OberlandeLgericht Celle. 

Die klagende Firma hat seit Jahren daS Erzeugnis ihrer Brannt­
weinbrennerei unter dem Namen „Doornkaat" in den Handel gebracht. 
Unbestritten hat die Beklagte vor dem 1. Oktober 1894 in von ihr 
ausgestellten Fakturen über aus ihrer Brennerei verkauste Ware diese 
als „Doornkaat-Genever" bezeichnet. Die Kläger behaupten, und die 
Beklagte bestreitet, daß dies auch nach dem 1. Oktober 1894 unter 
der Geltung deS Reichsgesetzes vom 12. Mai 1894 geschehen sei. 
Der erste Richter hat die Beklagte verurteilt, sich der Bezeichnung 
ihrer Fabrikate mit dem klägerischen Namen »Doornkaat" zu enthalten. 
Der Berufungsrichter hat die Klage abgewiesen. Auf die Revision 
der Kläger ist das Urteil, soweit eS die Klage auch bezüglich der 
Eingriffe nach dem 1. Oktober 1894 abweist, aufgehoben aus folgenden 

Gründen:
„Für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Reichsgesetzes vom 

12. Mai 1894 kann die Revision Erfolg nicht haben. 
WaS zunächst die Rüge der Verletzung des Art. 27 H.G.B. 

betrifft, so sicht die Firma der Kläger, welche „I. ten Doornkaat- 
Koolmann Söhne" lautet, nicht in den Rechnungen der Beklagten.



Sofern das Fabrikat der Beklagtm als „Doornkaat-Genever" bezeichnet 
wird, ist hierin der nach Art. 27 verbotene Gebrauch der kläge- 
rischen Firma nicht zu finden. Wenn es auch nicht wesentlich ist, 
daß die Abschließung von Handelsgeschäften unter ausdrücklicher 
Bezugnahme auf die fremde Firma erfolge, und auch die Aufschrift 
an die Ladenthüre, in Zeitungsinseraten, Geschäftsanzeigen, Briefen 
und Rechnungen als unbefugter Gebrauch beurteilt werden kann, so 
wird doch immer vorausgesetzt, daß diese Thatsachen sich unmittelbar 
auf den Geschäftsbetrieb beziehen und bett Willen bekunden, sich 
bei diesem Betriebe der Firma zu bedienen.

Bgl. Entsch. deS R.O.H.G.'s Bd. 14 S. 168; Entsch. des R.G.'S in 
Civils. Bd. 5 S. 111. 112.

Diese Voraussetzung ist aber im vorliegenden Falle nicht gegeben. 
Auch eine widerrechtliche Bezeichnung der Ware oder Verpackung 

im Sinne der §§ 13.14 des Gesetzes vom 30. November 1874 liegt 
nicht vor. Wenn auch nicht erforderlich ist, daß die Ware mit dem 
Zeichen selbst verbunden sei, letzteres vielmehr auch auf einem anderen 
Gegenstände angebracht sein kann, so ist doch Voraussetzung für die 
Anwendbarkeit der angezogenen §§ 13. 14, daß dieser andere Gegen­
stand mit der Ware in eine so nahe Verbindung gebracht worden sei, 
um seine unmittelbare Zugehörigkeit zur Ware und seine Besttmmung 
als Träger der Bezeichnung der Ware zu konstatieren.

Vgl. Entsch. des R.G.'S in ©troff. Bd. 21 S. 216. 
In diesem Sinne und zu solchem Zwecke ist aber die von der Be­
klagten unter ihrer Firma ausgestellte Rechnung mit der Ware nicht 
in Verbindung gebracht.

Reben diesem Reichsgesetze kann der unlautere Wettbewerb nicht 
in Betracht kommen; denn dasselbe hat, wie da- Reichsgericht wieder­
holt entschieden hat,

vgl. Entsch. de- R.G.'s in Civils. Bd. 3 S. 69, Bd. 17 S. 101, 
Bd. 18 S. 99, Bd. 25 S. 120. 121, 

den Schutz der Warenzeichen einheitlich und erschöpfend geregelt. 
Mtt der Behauptung der Kläger, daß die Beklagte da» Wort „Doorn- 
kaat" nur zum Zwecke der Täuschung gebraucht habe, ist noch nicht 
der Thatbestand eine» Bettuge» so begründet, daß § 86 AL.R. 1.4 
anwendbar wäre. Solche Absicht der Täuschung wird fast bei jedem 
unbefugten Gebrauche eines fremden Namen» oder ftemden Zeichens
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anzunehmen sein, und wenn auch der Betrug durch Täuschung ver­
übt wird, so fällt doch nicht jede Täuschung an und für sich schon 
unter bat besonderen Thatbestand des Betruges.

Was endlich bat Schutz des Namens betrifft, so wird zwar in 
der neueren Doktrin und Rechtsprechung dem Familiennamen privat­
rechtlicher Schutz gegen unbefugten Gebrauch gewährt,

vgl. Gierke, Deutsches Privatrecht S. 720. 721. 726 Anm. 28. 28. 
55; Seuffert's Archiv Bd. 17 Nr. 3 und 58, Bd. 19 Nr. 114; 
Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 2 S. 147, Bd. 5 S. 171; 

allein die Beklagte hat den Namen der Kläger nicht für sich bean­
sprucht oder geführt, sondern über der Rechnung steht ihr eigener 
Name, und der Name der Kläger ist nur der Ware als Eigenschafts­
wort beigelegt.

War hiernach bezüglich des Rechtszustandes bis zum Inkraft­
treten des Gesetze- vom 12. Mai 1894 dem Berufungsgerichte bei­
zutreten, so muß dagegen anerkannt werden, daß durch den § 14 
diese- Gesetzes dem klägerischm Namen auch gegen den von der Be­
klagten verübten Mißbrauch, wie diese selbst zugiebt, Schutz verliehen 
ist. Dieses Gesetz verfolgt, wie aus den Motivm,

vgl. Drucksachen deS Reichstages 1893/94 Nr. 70 S. 505, 
und aus dem Komissionsberichte,

vgl. Drucksachen des Reichstages Nr. 298 S. 1425, 
hervorgeht, den Zweck, neben dem Markenschutze auch anderen Miß­
bräuchen entgegenzutreten, deren der unlautere Wettbewerb sich zu 
bedienen pflegt, insbesondere auch den fälschlichen Angaben über die 
Herkunft der Waren. Die Vertreter der verbündeten Regierungen 
haben ausdrücklich bestätigt, daß die Anbringung von Namen, Firmen 
oder Warenzeichen nicht nur auf Schildern, Geschäftswagen u. s. w. 
unstatthaft sei, sondern auch zur Verzierung, z. B. als Vignette aus 
Briefbogen.

Diesem Zwecke deS Gesetze- wie auch besten Fassung gegenüber 
erscheint es als Verletzung von § 14 deS Gesetzes, wenn da- Be­
rufungsgericht dessen Anwendung von der Voraussetzung abhängig 
macht, daß das Geschäftspapier selbst sich als von dem In­
haber des betreffenden Namens direkt oder indirekt aus­
gegangen gebe. Der § 14 fordert mehr nicht, als daß die Rech­
nung mit dem Namen eines anderen „versehen" ist. Der Ausdruck



„versehen" ist aber nach der Sprache des Gesetzes gleichbedeutend mit 
„anbringen". Im § 12 wird in Bezug auf Waren, deren Verpackung 
oder Umhüllung der Ausdruck „versehen" mit dem Warenzeichen ge­
braucht und unmittelbar darauf in Bezug auf Ankündigungen, Rech­
nungen „anbringen" auf denselben gesagt; ebenso ist int § 13 der 
Ausdruck „anbringen" gebraucht. Bei dieser Terminologie de- Ge­
setzes kann es einem Bedenken nicht unterliegen, daß eine Rechnung 
als mit dem Namen des anderen versehen zu gelten hat, wenn dieser 
Name auf derselben angebracht ist, und damit die Unterstellung herbei­
geführt wird, daß die fakturierte Ware von demjenigen herrühre, befielt 
Name in der Rechnung, wenn auch nur bei der Ware, steht. Das 
Gesetz verbietet jede unbefugte gewerbliche Verwendung des Namens, 

vgl. Gierke, Deutsches Privatrecht § 83 Anm. 30, vgl. auch § 84 
Anm. 99. 100, 

und ist nicht auf den wohl seltensten Fall einer Fälschung der 
Rechnung zu beschränken, der meistens vorliegen würde, wenn eine 
Rechnung als von einem anderen herrührend angefertigt und ver­
schickt wird....

4. 1. Können auch Modelle von größeren Betrieb-vorrichtungen, 
die ans einer Reihe selbständiger, besonderen Arbeitsvorgängen 
dienender Apparate zusammengesetzt find, unter Mnsterschvtz gestellt 

werden?
2. Unter welchen Voraussetzungen ist das Modell eines durch 

Zufammeufüguug bekannter Teile hergestellteu Ganzen musterfchntzfähig? 
Gesetz vom 1. Juni 1891, betreffend dm Schutz von Gebrauchs- 

mustem, § 1.

1. Civilsenat. Urt. v. 23. Oktober 1895 i. S. Th. B. (Kl.) w. I. M. 
(Bell.) Rep. I. 194/95.

I. Landgericht Hamburg.
II. OberlandeSgericht daselbst.

Für die Bellagtm ist in die Gebrauchsmusterrolle des Patent­
amtes ein Pasteuristerapparat für Faßbiere eingetragen. Die der 
Anmeldung als Modell beigefügte Zeichnung zeigt eine Kohlmsäure-



flasche, von der ein Rohr zum Lagerfasie führt, dann einen mit dem 
Lagerfasse durch Rohrleitung verbundenen, auf einer Feuerung-anlage 
stehenden geschlossenen Erwärmung-behälter, daneben einen tiefer 
liegenden Kühlapparat, der einerseits mit dem Erwärmung-raume, 
andererseits mit dem Exportfasse durch Rohre verbunden ist, und auf 
dem Exportfafle eine Luftpumpe. In der Beschreibung ist der sich in 
dem Apparate vollziehende Arbeitsvorgang dargestellt. Der Schutz­
anspruch lautet:

Pasteurisierapparat für Faßbiere, deffen Erwärmung-- und Kühl­
raum getrennt hintereinander und zwischen dem unter Druck und 
Kohlensäure besetzten Lager- und (dem) Export- oder Ausschank­
faß angeordnet sind. 

Der Kläger hat auf Löschung des Gebrauchsmuster- geklagt. Er 
behauptet, die in dem Schutzanspruche bezeichnete Anordnung sei berests 
in zwei älteren deutschen Patentschriften beschrieben, und führt au-, 
daß e- auf die Neuheit des mit dem Apparate auszuführenden Ver­
fahrens nicht ankomme, weil ein Arbeitsverfahren nicht musterschutz­
fähig sei.

Die Klage ist in beiden Instanzen abgewiesen. Auf die Revision 
des Kläger- ist da- Berufung-urteil aufgehoben und auf Löschung 
de- eingetragenen Gebrauchsmuster- erkannt au- folgenden 

Gründen:
„Der Revision mußte stattgegeben werden, weil da- Berufungs­

urteil auf Verletzung be8 § 1 bc8 Gesetzes vom 1. Juni 1891, be­
treffend den Schutz von Gebrauchsmustern, beruht.

Durch diese GesetzeSvorschrist werden Modelle von „ArbeitSgerät- 
schasten oder Gebrauch-gegenständen" oder von Teilen derselben als 
Gebrauchsmuster geschützt, insoweit sie dem Arbeit-« oder Gebrauchs­
zwecke durch eine neue Gestaltung, Anordnung oder Vorrichtung bienen 
sollen. In der Begründung des Gesetzentwurfes heißt eS zu § 1: 

„Ausgeschieden werden durch die Bestimmungen im § 1 solche 
Neuerungen, welche ein Verfahren zur Herstellung von Gegenständen 
betreffen. Indem sodann die schützenden Neuerungen als solche von 
Gerätschaften für Arbeit-zwecke oder an Gegenständen deS Ge­
brauches charakterisiert werden, soll damit auSgedrückt werden, daß 
auch Maschinen und Betriebsvorrichtungen für den Musterschutz 
außer Betracht bleiben."
S. b. R.B. Lu,Ich. in »teils. XXXVI. 2
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Diesen Bemerkungen der Begründung ist bei der Beratung des Gesetz­
entwurfes weder in der Kommission, noch im Plenum des Reichs­
tages widersprochen worden. Es darf deshalb Übereinstimmung der 

gesetzgebenden Faktoren darin angenommen werden, daß unter den 
als Gebrauchsmuster zu schützenden Modellen solche von Maschinen 
und Betriebsvorrichtungen nicht milbegriffen werden sollten. Drflen- 
ungeachtet hat das Berufungsgericht, obgleich es nicht verkennt, daß 
der angemeldete Apparat eine Betriebsvorrichtung darstelle, die Schutz­
fähigkeit desselben angenommen, weil die Meinung, daß Modelle von 
Maschinen und Betriebsvorrichtungen den Gebrauchsmusterschutz nicht 
erlangen könnten, in dem Texte des Gesetze- keinen Ausdruck gefunden 
habe, da auch Maschinen und Betriebsvorrichtungen Gebrauchsgegen­
stände seien, und die Größe oder Kleinheit, -die Kompliziertheit oder 
Einfachheit der Gegenstände für die Schutzberechtigung nicht ent­
scheidend in Betracht komme.

Diese Anwendung des Gesetzes ist in zweifacher Beziehung für 
eine irrtümliche zu erachten.

Zunächst ist dabei außer acht gelassen, daß der gemeine Sprach­
gebrauch unter „Arbeitsgerätschasten" und „Gebrauchsgegenständen" 
relativ einfache Werkzeuge und Vorrichtungen, nicht aber künstliche, 
aus vielen ineinander greifenden Arbeitsmitteln zusammengesetzte, zur 
Bewegung durch Naturkräfte bestimmte Maschinen oder die Gesamt­
heit einer Reihe selbständiger, zum Zwecke eines auf einer Mehrheit 
von Arbeitsvorgängen aufgebauten Betriebes zusammengefügter Vor­
richtungen versteht, sodaß sprachgebräuchlich Maschinen und Betriebs- 
vorrichtungm in diesem Sinne nicht zu den ArbeitSgerätschasten 
und Gebrauchsgegenständen gehören. Mit Rücksicht hierauf konnte 
der Gesetzgeber davon absehen, seiner Absicht, die neue Gestaltung, 
Anordnung oder Vorrichtung von Maschinen und BettiebSvorrichtungen 
in dem oben erwähnten Sinne vom GebrauchSmusterschutze auszu­
schließen, im Texte deS Gesetzes noch besonderen Ausdruck zu geben. 
Tine solche Beschränkung deS Musterschutzes entspricht aber auch dem 
Zwecke deS Gesetzes, welches dazu bestimmt ist, neben dem Patent­
schutze für neue, einen technischen Fortschritt in sich schließende Er­
findungen, bloßen gewerblichen Formverbesserungen bekannter Gegen­
stände, welche deren Nützlichkeit zu erhöhen geeignet sind, Schutz zu 
gewähren. Daß unter Umständen die Ziehung der Grenze zwischen
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den musterschutzfähigen Modellen und den nur deS Patentschutzes 
fähigen Erfindungen Schwierigkeiten verursachen mag, darf nicht dazu 
führen, daS Bestehen einer solchen Grenze überhaupt zu leugnen. 

Im vorliegenden Falle handelt eS sich um einen Apparat, der aus 
einer Reihe selbständiger, besonderen Arbeitsvorgängen dienender Bor­
richtungen, welche in ihrer Gesamtwirkung die Pasteurisierung von Bier 
in Fässern ermöglichen sollen, zusammengesetzt ist. Mit Hilfe der 
Kohlensäureflasche soll das Bier aus dem Lagerfaffe in dm Erwärmungs­
behälter gedrückt, dann in diesem erhitzt, demnächst in dem Kühl­
apparate wieder abgekühlt und mdlich von dort durch die Luftpumpe 
in das Exportfaß hinübergesaugt werden, ohne seine Kohlensäure zu 
verlierm oder mit der äußeren Lust in Berührung zu kommen. Ein 
so gearteter Apparat kaun nach obiger Ausführung als eine Arbeits­
gerätschaft oder ein Gebrauchsgegmstand im Sinne des Gebrauchs­
musterschußgesetzes nicht angesehen werden.

Aber noch in anderer Richtung hat daS Berufungsgericht dm 
§ 1 des Gesetzes vom 1. Juni 1891 verletzt. Indem das Gesetz eine 
neue Gestaltung, Anordnung oder Vorrichtung an Arbeit-gerätschaften 
oder Gebrauchsgegmständen für schutzberechtigt erklärt, bringt es zum 
AuSdmcke, daß die äußere Formgebung, wie sie in der neuen 
Gestaltung, Anordnung oder Vorrichtung zur Darstellung kommt, dm 
Musterschutz begründe. Dagegen kann der Arbeitsvorgang, 
der sich bei der Handhabung eines Arbeitsgerätes voll­
zieht, die Wirkungsweise einer Vorrichtung, nicht Gegen­
stand deS Musterschutzes sein. Wird durch die neue und eigen­
tümliche Form der einem Arbeitsvorgänge dienenden Vorrichtung auch 
eine neue Gestaltung deS Arbeitsvorganges bewirkt, so kann zwar 
für die Vorrichtung der Musterschutz gewährt »erben, der neue 
Arbeitsvorgang selbst aber ist nur des Patmtschutzes fähig. Das 
Berufungsgericht geht nun zwar davon auS, daß die einzelnm Teile 
deS angemeldeten Apparates sämtlich bekannt feien und in ihrer Form 
nichts neues und eigentümliches zeigen, meint aber, daß die Zusammen­
fügung der einzelnen bekannten Teile zu dem Ganzen des Apparate- 
eine neue Anordnung darstelle, welche dm Apparat in ähnlicher Weife 
schutzfähig mache, wie eine in der Kombination bekannter Elemente 
liegmde Erfindung durch ein Patent geschützt werdm könne. Diese 
Meinung ist in solcher Allgemeinheit als richtig nicht anzuerkmnm, 
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denn sie verfehlt den Grundgedanken deS Gesetzes, daß nur die in der 
neuen Formgebung bestehende gewerbliche Leistung den Muster­
schutz genießen soll. Diese- Erfordernis der neuen Formgebung gilt 
ebensowohl für die neue Anordnung, wie für die neue Gestaltung 
oder Vorrichtung. Nur diejenige neue Anordnung ist muster- 
schutzderechtigt, welche sich in einer neuen äußeren Form 
darstellt. Daraus folgt, daß nicht schon die Zusammen­
fügung bekannter Teile zu einem Ganzen an sich schutz­
berechtigt ist, sondern nur eine solche Zusammenfügung, 
die auch in der äußeren Formgebung etwas neues darbietet, 
gleichviel ob die Neuheit in der Gestaltung der zusammen­
gefügten Teile oder in der Art ihrer Verbindung liegt. Eine 
neue Anordnung in diesem Sinne aber zeigt der in Rede stehende 
Apparat nicht. Weder die einzelnen Teile (Kohlensäureflasche, Er­
wärmungsbehälter, Kühlapparat, Luftpumpe) sind neu oder eigentümlich 
geformt, noch tritt in der Art ihrer Verbindung durch Rohre und 
Ventile irgend welche Neuheit hervor. Die Verbindung der einzelnen 
bekannten Vorrichtungen zu dem angestrebten gewerblichen Zwecke 
mag neu gewesen sein. Sie hätte deshalb möglicherweise als eine 
aus einem Erfindungsgedankm hervorgegangene Kombination oder 
wegen der Neuheit des damit auSzuführendm Verfahrens zur Er­
langung eines Patentes benutzt werden können, aber des Muster­
schutzes ist sie nicht fähig." ...

5. Zur Auslegung des § 53 Ms. 2 S.O. Voraussetzung der »ach- 
ttäglicheu Ermittelung von BermögeuSstiickeu.

I.Civilsenat. Urt. v. 2.November 1895 i.S. Br. (Kl.) w. O. (Bekl.) 
Rep. I. 203/95.

I. Landgericht I Berlin.
IL Kammergericht daselbst.

Über das Vermögen des Kaufmannes E. R. in B. ist im Juni 
1893 der Konkurs eröffnet. R. war damals Mitglied der Einge-
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tragenen Genossenschaft mit unbeschränkter Haftpflicht „GenossenschaftS- 
bank des Stralauer Stadtviertels zu B." und hatte als Geschäfts­
anteil 1800 <At eingezahlt. In der von dem jetzigen Kläger im Kon­
kurse aufgestellten Bilanz ist dieser Betrag als Akttvum aufgeführt. 
Der Konkurs ist durch Schlußverteilung beendet und die Aufhebung 
des Konkursverfahren- beschlossen worden, nachdem im Schlußtermine 
von den Gläubigern niemand erschienen und die Schlußrechnung unbe­
anstandet geblieben war. In der Schlußrechnung sind die 1800 dM 
Geschäftsanteil unter den Außenständen al- Soll mit dem Bemerken 
unter „Ist" eingetragen: „vacat, hat höhere Gegenforderungen."

Nach Aufhebung des Konkurse- hat C. R. auf Gmnd des 
Statutes der Genossenschaft seine Mitgliedschaft zu Ende de- Ge­
schäftsjahres 1894 gekündigt und demnächst sein Guthaben von 
1800 dH an seinen Bruder und früheren Prokuristen H. R. cediert. 
Dieser hat die Forderung an den Kaufmann O., den Beklagten, 
Wetter cediert. O. hat gegen die Genossenschaftsbank auf Zahlung 
der 1800 <^t zu dem statutenmäßigen Fälligkeitstage geklagt.

Der Kläger ist als früherer Verwalter de- C. R.'schen Kon­
kurses auf Gmnd des § 153 Abs. 2 K.O. gegen den Cessionar und 
die Genossmschaftsbank auf Anerkennung, daß das Guthaben von 
1800 dH zur Konkursmasse gehöre, und auf Zahlung desselben an 
ihn beziehentlich Einwilligung in die Auszahlung an ihn klagbar 
geworden.

Die beklagte Genossenschaftsbank ist in der Verhandlung nicht 
erschienen. Der Beklagte O. hat Abweisung der Klage beanttagt. 
Er bestreitet, daß der Kläger ohne Anordnung de- Konkursgerichtes 
zur Klage legitimiert sei, und macht geltend, daß das Guthaben zur 
Konkursmasse nicht gehört habe, weil es vor Kündigung der Mit­
gliedschaft nicht entstanden sei, daß e- jedenfalls nicht mehr zur Kon­
kursmasse gehöre, nachdem eS cediert sei, und daß der Fall de- - 153 
Abs. 2 K.O. nicht vorliege, weil das Guthaben nicht nachttäglich 
ermittelt, sondem dem Kläger als Verwalter bekannt gewesen, vor 
Aufhebung des Konkurses auch dem Kridar ausdrücklich überlassm sei. 

Der erste Richter hat nach dem Klagantrage erkannt, auf die 
Berufung des Beklagten aber hat der Berufungsrichter den Kläger 
abgewiesen.

Auf die Revision de- Kläger- ist da- Berufung-urteil aufge-
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hobm und die Sache an da- Berufungsgericht zurückverwiesen wordm 
aus folgenden 

Gründen: 
»Die Legitimation des Klägers zu der Klage ist vom Berufungs­

richter mit Recht angenommen und wird auch nicht mehr in Zweifel 
gezogen. Der Berufungsrichter weist die Klage ob, weil die For­
derung des C. R. gegen die Genossenschaftsbank nicht erst nach 
der Schlußverteilung oder der Aufhebung deS Verfahrens 
als zur Konkursmasse gehöriges Bermögensstück ermittelt 
sei. Dem kann nicht beigetreten werden. 

Darüber können rechtliche Bedenken nicht bestehen, daß die Rechte 
deS C. R. gegen die Genossenschaftsbank aus der Einzahlung seines 
Geschäftsanteiles und aus seiner Mitgliedschaft zu seinem Vermögm 
und zu seiner Konkursmasse gehörten, obwohl er nach dem Gesetze 
und nach den Statuten der Genossenschaft die Auszahlung seines 
Geschäftsguthabens erst nach seinem Ausscheiden, auf Grund der 
Bilanz zur Zeit dieses Ausscheidens, und erst sechs Monate nach dem 
Ausscheiden zu fordern hatte, und das Ausscheiden die Kündigung 
vorauSsrtzte, die während deS Konkurses unstreitig nicht erfolgt ist. 
Denn zum Vermögen und zur Konkursmasse gehören auch eventuelle, 
bedingte, noch nicht fällige Vermögensrechte. Daß der Geschäftsanteil 
des R. zur Zeit der Konkurseröffnung aufgezehrt war oder während 
des Konkursverfahrens aufgezehrt ist, und daß das Geschäftsguthaben, 
das ihm jetzt unstreitig zusteht, erst durch den Gang der Geschäfte 
nach der Eröffnung oder Beendigung des Konkursverfahrens erworben 
ist, ist von keiner Seite behauptet; vielmehr besteht, soweit ersichtlich, 
Einverständnis zwischen den Parteien darüber, daß dem R. das jetzt 
eingeklagte GeschästSguthaben schon im Konkursverfahren zustand. 
R. hat daS Guthaben zwar unstreitig nach Aufhebung des Konkurs­
verfahrens an H. R. und dieser eS weiter an dm Beklagten O. cediert. 
Damit würde das Guthaben aus dem Vermögen des R. ausgeschieden 
sein, wenn die Session zur Eigentumsübertragung erfolgt 
wäre. Der Cession stand weder der § 48 der Statuten der Ge­
nossenschaftsbank noch der § 158 Abs. 2 K.O. entgegen. Wie die im 
§ 5 K.O. bestimmte Folge der Eröffnung de» Konkursverfahrens, so 
tritt auch die Wirkung der Anfhebung des Verfahrens von Rechts 
wegen ein. Der frühere Gemeinschuldner erlangt das mit der Er-



Öffnung des Konkursverfahrens verlorene BerwaltungS-- und Ber- 
fügungsrecht über das zur Konkursmasse gehörige Vermögen wieder. 
Das Gesetz behält dem früheren Verwalter nur die nachträgliche Ver­
teilung von solchen zur früheren Konkursmasse gehörigen Vermögens­
stücken vor, die nach der Aufhebung des Verfahrens ermittelt werden. 
Das setzt voraus, daß sie zur KonkurSmasie gehört haben und noch 
zur KonkurSmasie gehören würden, wenn der Konkurs nicht aufge­
hoben wäre. Hat der frühere Gemeinschuldner durch Rechtsakt über 
sie verfügt, bevor der Verwalter sie zur nachträglichen Verteilung 
zieht, so liegt ein zur KonkurSmasie gehöriges Bermögensstück nicht 
mehr vor, und die nachträgliche Verteilung ist regelmäßig, von beson­
deren Umständen abgesehen, ausgeschlossen.

Vgl. Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 25 S. 7; Striethorst, 
Archiv Bd. 97 S. 195; Entsch. des R.O.H.G.'s Bd. 10 S. 419.423. 

Der Kläger hat aber schon in erster Instanz behauptet und unter 
Beweis gestellt, daß das streitige Geschästsguthaben von C. R. dem 
H. R. und von diesem dem Beklagten O. in Wahrheit nicht zum 
Eigentume, sondern ohne Valuta nur zur Einkassierung 
cediert sei. Ist dies richtig, so gehört das Geschästsguthaben rechtlich 
noch zum Vermögen das C. R. und kann zur nachträglichen Ver­
teilung gezogen werden, wenn es als nach der Schlußverteilung und 
nach der Aufhebung des Verfahrens ermitteltes Bermögensstück zu 
gelten hat. Das Berufungsurteil verneint dies ohne zureichenden 
Grund. Denn nach der Feststellung des Berufungsrichters ist klar, 
daß bei der Schlußverteilung davon ausgegangen ist, dem Gemein­
schuldner stehe ein Anspruch gegen die.Genossenschaftsbank aus seiner 
Mitgliedschaft und der Einlage seines Geschäftsanteiles von 1800 dK 
nicht zu. In der Schlußrechnung heißt es ausdrücklich „Soll: 
1800 dft. Ist: vacat, hat höhere Gegenforderung". Dirs beruhte, 
wie sich nachträglich herausgestellt hat und nicht mehr streitig ist, 
auf einem Irrtume, und insofern liegt die Sache materiell nicht anders 
als der in dem Urteile deS Reichsgerichtes vom 6. November 1889, 

vgl. Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 25 S. 7, 
entschiedene Fall, wo ein zur Konkursmasse gehöriges Grundstück 
unverkauft geblieben war, weil die Beteiligten irrtümlich angenommen 
hatten, daß eS zu dem verkauften Rittergute des Gemeinschuldners ge­
höre. Bei solchem Irrtume konnte weder dort noch kann hier die Rede



davon sein, daß auf die Verwertung des in Wahrheit nicht bekannten 
Vermögensstückes verzichtet und dasselbe dem Gemeinschuldner über­
lassen ist. Die Aufdeckung des Irrtumes steht vielmehr der 
nachträglichen Ermittelung des Vermögensstückes völlig 
gleich. Ob der Irrtum des Verwalters und der Gläubiger, die 
gegen die Schlußrechnung nichts erinnerten, gegründeten Anlaß hatte 
oder nicht, das heißt unentschuldbar oder mehr oder weniger ent­
schuldbar war, ist rechtlich ganz bedeutungslos." . . .

6. Anfechtung des Generalversammlungsbeschlusses einer Aktien- 
gesellschaft, durch welchen die Dauer der Redezeit eingeschränkt ist. 

I. Civilsenat. Urt. v. 2. November 1895 i. S. M. u. Gen. (Kl.) 
w. Aktiengesellschaft Bildgießerei (Bekl.). Rep. I. 208/95.

I. Landgericht I Berlin.
II. Kammergericht daselbst.

In der ordentlichen jährlichen Generalversammlung, die zur 
Entgegennahme der Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung und 
des vom Vorstande und Aufsichtsrate zu erstattenden Jahresberichtes 
und zur Beschlußfassung über die Erteilung der Entlastung für Vor­
stand und Aufsichtsrat einberufen worden, waren anfänglich sechs 
Aktionäre anwesend, die zusammen 115 Stimmen vertraten: L. mit 
100 Stimmen, I. M. mit 11 Stimmen, B., A. und W. G. und der 
Kläger mit je 1 Stimme. Später fand sich noch der Generaldirektor 
B. als Inhaber von 2 Stimmen ein. Der Vorsitzende des Aufsichts­
rates, der den Vorsitz in der Versammlung führte, berichtete zunächst 
über den Stand eines von A. G. gegen die Gesellschaft geführten 
Prozesses und über die wirtschaftliche Lage des Unternehmens. Kläger 
will sich hierauf zum Worte gemeldet haben, erhielt dasselbe indes 
nicht; vielmehr beschloß die Versammlung auf den zur Geschäftsord­
nung gestellten Antrag des L., daß kein Redner länger als zehn 
Minuten sprechen solle. Darauf wurde die Debatte zu Punkt 1 der 
Tagesordnung eröffnet, wobei Kläger zu Protokoll erklärte: er pro­
testiere gegen die Gültigkeit der heutigen Generalversammlung, da ihm
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sein Recht ungesetzlicherweise dadurch beschränkt sei, daß vor Ein­
tritt in die Tagesordnung bestimmt worden fei, jeder Aktionär dürfe 
höchstens zehn Minuten sprechen.

Demnächst wurde Punkt 1 der Tagesordnung (Vorlegung der 
Bilanz u. s. w.) ohne Beschlußfassung erledigt. Zu Punkt 2 (Ent­
lastung von Vorstand und Aufsichtsrat) verlas der Vorsitzende einen 
von A. G. gestellten Antrag, die Entlastung nicht eher zu erteilen, 
als bis die gesetzlich erforderlichen Abschreibungen pro 1892 und 1893 
richtig gestellt und der thatsächliche Gesamtverlust bis zum 31. De­
zember 1893 unverschleiert zahlenmäßig nachgewiesen sei. Die Ver­
sammlung beschloß indes mit den 111 von L. und M. vertretenen 
Stimmen, dem Vorstande und Aufsichtsrate Entlastung zu erteilen. 
B., A. und W. G. stimmten dagegen; der Kläger und der General­
direktor B. enthielten sich der Abstimmung.

Kläger hat auf Grund der Artt. 190a. 222 H.G.B. beantragt, 
diesen Beschluß für ungültig zu erklären. Der erste Richter hat dem 
Anträge stattgegeben. Auf die Berufung des Beklagten ist die Klage 
abgewiesen worden. Das Berufungsurteil wurde aufgehoben und die 
Sache an das Berufungsgericht zurückverwiesen aus nachfolgenden 

Gründen:
„Kläger hat die Klage im wesentlichen darauf gestützt, daß der 

Beschluß über die Redezeit einer Entziehung des Wortes gleichkomme, 
da es ihm mit Rücksicht auf die mißliche und verwickelte Vermögens­
lage der Beklagten unmöglich gewesen sei, in der Frist von zehn 
Minuten seine Ansicht klar zu stellen und zu begründen. Beklagte 
hat dies bestritten und Gegenbehauptungen aufgestellt, aus denen 
hervorgehen soll, daß der gedachte Beschluß keine Unbilligkeit ent­
halten habe, vielmehr nach Lage der Sache gerechtfertigt gewesen sei. 
Das Berufungsgericht ist diesen Behauptungen nicht näher getreten, 
sondern hat die Klage abgewiesen, weil ein Kausalzusammenhang 
zwischen dem zur Geschäftsordnung ergangenen Beschlusse und dem 
angefochtenen materiellen Beschlusse nicht dargethan sei. Kläger hätte 
nach der Auffassung des Berufungsgerichtes wenigstens versuchen 
müssen, innerhalb der gewährten Redezeit eine Darlegung seiner An­
sichten zu unternehmen. Dahingestellt läßt das Berufungsgericht die 
Frage, ob der vom Kläger erhobene Protest einen speziellen Wider­
spruch gegen den angefochtenen Beschluß entbehrlich machte.
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Diese Erwägungen können nicht für zutreffend erachtet werden. 
Die zuletzt gedachte Frage ist zu bejahen. Die Verwahrung, 

welche Kläger gegen den Beschluß zur Geschäftsordnung eingelegt hat, 
trifft auch den einzigen in der vorliegenden Generalversammlung ge­
faßten materiellen Beschluß, ohne daß ein besonders gegen diesen 
letzteren gerichteter Widerspruch erforderlich war. In der Sache selbst 
hat die rechtliche Beurteilung davon auszugehen, daß die General­
versammlung befugt ist, innerhalb der durch das Gesetz und den 
Gesellschaftsvertrag gezogenen Grenzen über die Handhabung der 
Geschäftsordnung in der betreffenden Versammlung zu entscheiden und 
auch ohne besondere Ankündigung dahingehende Beschlüsse zu fassen. 
Als gesetzwidrig muß aber ein solcher Beschluß bezeichnet werden, 
wenn derselbe die Möglichkeit ausschließt, die auf der Tagesordnung 
stehenden Gegenstände einer sachgemäßen Erörterung zu unterziehen. 
Die Generalversammlung ist das Organ, durch das nach Art. 221 
H.G.B. die Aktionäre die Rechte ausüben, die ihnen in den Ange­
legenheiten der Gesellschaft, insbesondere in Bezug auf die Führung 
der Geschäfte, die Prüfung der Bilanz und die Gewinnverteilung zu­
stehen. Das Gesetz spricht allerdings nur aus, daß diese Rechte durch 
Beschlußfassung ausgeübt werden sollen. Allein die Beschluß­
fassung setzt voraus, daß die Möglichkeit einer Diskussion gewährt 
werde, in welcher neben der Mehrheit die Minderheit zum Worte 
kommt, und das Stimmrecht in der Generalversammlung, das einen 
wesentlichen Bestandteil des Aktienrechtes bildet, begründet auch ein 
Recht des Aktionärs darauf, daß der Abstimmung eine solche Erör­
terung vorhergehe. Es steht der Generalversammlung zwar zu, der 
Diskussion gewisse Grenzen zu ziehen, sie kann den Schluß der Debatte 
beschließen, unter Umstäuden auch von vornherein die Dauer der 
Redezeit für die einzelnen Redner einschränken. Es dürfen aber, 
namentlich im letzteren Falle, die Grenzen nicht so eng gesteckt werden, 
daß dadurch eine sachgemäße Erörterung unmöglich gemacht wird. 

Darüber, ob der hier fragliche Beschluß aus den dargelegten 
Gründen rechtswidrig ist, kann nur auf Grund einer Würdigung der 
konkreten Sachlage und der zum Teile noch streitigen Parteibehaup­
tungen entschieden werden. Das Berufungsgericht hat sich dieser 
Prüfung aus Erwägungen entzogen, die nicht gerechtfertigt erscheinen. 
Es bedarf nicht des Nachweises eines Kausalzusammenhanges zwischen
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dem Beschlusse über die Redezeit und dem Entlastungsbeschlusse, und 
ebensowenig steht der Klage der Umstand entgegen, daß Kläger nicht 
versucht hat, seine Ansicht über die Bilanz und die Entlastung des 
Vorstandes und des Aufsichtsrates in der ihm frei gelassenen Zeit 
darzulegen. Enthielt jener Beschluß eine ungebührliche Einschränkung 
der Redezeit, so brauchte Kläger sich auf einen derartigen Versuch 
nicht einzulassen." . ..

7. 1. Sind im Falle des Konkurses einer Aktiengesellschaft oder 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien Schadensersatzansprüche ein­
zelner Gläubiger gegen die Mitglieder des Vorstandes, bezw. des 
AnfsichtsrateS über die in Art. 204 Abs. 3, Art. 226 Abs. 3 und 
Art. 241 Abs. 4 H.G.B. vorgesehenen Fälle hinaus als rechtlich 

möglich anznerkennen?
2. Können die Mitglieder des Aufsichtsrates einer Kommandit­

gesellschaft auf Aktien für eine einem Gläubiger schädlich gewordene 
Fortsetzung des Geschäftsbetriebes von jenem verantwortlich gemacht 

werden?

VI. Civilsenat. Urt. v. 4. November 1895 i. S. V. u. Gen. (Bekl.) 
w. Sch. (Kl.) Rep. VI. 191/95.

I. Landgericht Nordhausen.
II. Oberlandesgericht Naumburg a. S.

Aus den Gründen: 
„Dem Berufungsgerichte war allerdings darin beizutreten, daß 

im Falle des Konkurses einer Aktiengesellschaft oder einer Kommandit­
gesellschaft auf Aktien den einzelnen Gläubigern als solchen sehr wohl 
Schadensersatzansprüche gegen die Mitglieder des Vorstandes, bezw. 
des Aufsichtsrates aus deren Geschäftsführung nach allgemeinen Rechts­
grundsätzen auch über die in Art. 204 Abs. 3, Art. 226 Abs. 3 und 
Art. 241 Abs. 4 H.G.B. bezeichneten Fälle hinaus zustehen können. 
Am wenigsten ist dies insoweit zu bezweifeln, als jenen Mitgliedern, 
wie im vorliegenden Falle, schuld gegeben wird, daß sie durch ihr 
verkehrtes Verhalten gerade erst bewirkt haben, daß der Beschädigte
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Gläubiger geworden und dadurch in die Lage gekommen ist, den 
fraglichen Schaden zu erleiden. Die Annahme des Oberlandesgerichtes 
aber, daß hier die Klägerin den Beklagten, als Mitgliedern des Auf­
sichtsrates der in Konkurs verfallenen Kommanditgesellschaft auf 
Aktien K. G. M. & Co., gegenüber die Voraussetzungen eines solchen 
Schadensersatzanspruches dargethan hätte, beruht auf Verletzung revi­
sibler Rechtsnormen.

Mit Recht ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, daß in 
materieller Beziehung der Beurteilung zunächst das in Weimar geltende 
gemeine deutsche Recht zu Grunde zu legen sei. Denn die genannte 
Kommanditgesellschaft hatte in Weimar ihren Sitz und ihren Geschäfts­
betrieb; dort übten daher die Mitglieder des Aufsichtsrates als solche 
ihre Funktionen aus, und dort würden sie also auch die ihnen in 
dieser Beziehung zur Last gelegten Verfehlungen und Unterlassungen 
begangen haben. Nun bestimmen sich aber die Rechtsfolgen von 
Delikten nach der richtigen und vom Reichsgerichte insbesondere auch 
für das Gebiet des preußischen Landrechtes befolgten Ansicht nach 
dem Rechte desjenigen Ortes, wo das Delikt verübt worden ist. 

Vgl. z. B. v. Bar, internationales Privatrecht 2. Ausl. Bd. 2 
S. 115 flg., und Lehrbuch des internationalen Privat- und Straf­
rechts § 34 S. 123 flg., sowie Entsch. des R.G.'s in Civils. Bd. 7 
S. 378.

Das Berufungsgericht erkennt ferner die auch vom Reichsgerichte 
stets festgehaltene Ansicht als richtig an, wonach das gemeine Recht 
nicht wegen jedes fahrlässigerweise verursachten Vermögensschadens 
einen außerkontraktlichen Ersatzanspruch gewährt, sondern nur wegen 
dergestalt bewirkter Sach- und Körperbeschädigungen und in gewissen 
anderen besonderen Fällen, von welchen hier zweifellos keiner vor­
liegt, und außerdem wegen jedes arglistig bewirkten Schadens. Eine 
solche für den durch den Zusammenbruch der Kommanditgesellschaft 
M. & Co. der Klägerin entstandenen Vermögensschaden ursächliche 
Arglist ist es nun, die vom Berufungsgerichte den Beklagten zur 
Last gelegt wird.

Es ist jedoch die dafür gegebene Begründung schon in prozessualer 
Beziehung ... nicht haltbar....

Vor allem aber ist es rechtsirrig, diejenigen Handlungen, durch 
welche die Beklagte den Schaden der Klägerin .. . herbeigeführt haben


